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Beschlussvorschlag:

Der regionale AVV-Beirat der Stadt Aachen stimmt den in der Sitzung des Landesarbeitskreis
Nahverkehr NRW (LAK NRW) am 12.03.2024 empfohlenen Anpassungen an den
Beférderungsbedingungen Nahverkehr NRW (BB NRW) zum 01.07.2024 zu und beauftragt das
Kompetenzcenter Marketing NRW damit, einen entsprechenden Tarifantrag bei der Bezirksregierung

Koln zu stellen.
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Finanzielle Auswirkungen

JA NEIN
X
Fortgeschrieb Fortgeschrieb Gesamt-
Investive Ansatz Ansatz Gesamt-
ener Ansatz ener Ansatz bedarf
Auswirkungen 20xx 20xx ff. bedarf (alt)
20xx 20xx ff. (neu)
Einzahlungen 0 0 0 0 0 0
Auszahlungen 0 0 0 0 0 0
Ergebnis 0 0 0 0 0 0
+ Verbesserung / 0 0
- Verschlechterung
Deckung ist gegeben/ keine  Deckung ist gegeben/ keine
ausreichende Deckung ausreichende Deckung
vorhanden vorhanden
. Fortgeschrieb Fortgeschrieb Folge-
konsumtive Ansatz Ansatz Folge-
ener Ansatz ener Ansatz kosten
Auswirkungen 20xx 20xx ff. kosten (alt)
20xx 20xx ff. (neu)
Ertrag 0 0 0 0 0 0
Personal-/
0 0 0 0 0 0
Sachaufwand
Abschreibungen 0 0 0 0 0 0
Ergebnis 0 0 0 0 0 0
+ Verbesserung / 0 0
- Verschlechterung
Deckung ist gegeben/ keine  Deckung ist gegeben/ keine
ausreichende Deckung ausreichende Deckung
vorhanden vorhanden
Weitere Erlauterungen (bei Bedarf):
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Klimarelevanz
Bedeutung der MaBRnahme fiir den Klimaschutz/Bedeutung der MaBnahme fiir die
Klimafolgenanpassung (in den freien Feldern ankreuzen)

Zur Relevanz der MalRnahme flr den Klimaschutz

Die MalRnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

Der Effekt auf die CO2-Emissionen ist:

gering mittel grof3 nicht ermittelbar

Zur Relevanz der MalRnahme flr die Klimafolgenanpassung

Die MalRnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

GroBenordnung der Effekte
Wenn quantitative Auswirkungen ermittelbar sind, sind die Felder entsprechend anzukreuzen.

Die CO,-Einsparung durch die MaRnahme ist (bei positiven Manahmen):

gering unter 80 t/ Jahr (0,1% des jahrl. Einsparziels)
mittel 80 t bis ca. 770 t/ Jahr (0,1% bis 1% des jahrl. Einsparziels)
grof} mehr als 770 t / Jahr (Uber 1% des jahrl. Einsparziels)

Die Erhohung der CO,-Emissionen durch die MalRnahme ist (bei negativen Manahmen):

gering unter 80 t/ Jahr (0,1% des jahrl. Einsparziels)
mittel| | 80 bis ca. 770 t/ Jahr (0,1% bis 1% des jahrl. Einsparziels)
grok | | mehrals 770 t/ Jahr (iber 1% des jahrl. Einsparziels)

Eine Kompensation der zusatzlich entstehenden CO,-Emissionen erfolgt:
] vollstandig

Uberwiegend (50% - 99%)
teilweise (1% - 49 %)

nicht

nicht bekannt

Vorlage AVV/0106/WP18 der Stadt Aachen Ausdruck vom: 23.05.2024

3von 10 in Zusammenstellung

Seite: 3/5




Erlauterungen:

Anpassungen Beférderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024

Bargeldlose Zahlung

Im VRR ist eine Einstellung der Bargeldzahlung in den Fahrzeugen bis 2026 vorgesehen, wobei
einige der dortigen Verkehrsunternehmen planen, die Einstellung bereits im Jahr 2025 umzusetzen.
Um die grundsatzliche Zulassigkeit einer Beschrankung des Zahimittels bei Kauf von
Fahrtberechtigungen einheitlich fir NRW festzulegen, hatte der Landesarbeitskreis Nahverkehr NRW
(LAK NRW) in seiner Sitzung am 12.03.2024 den Anpassungen hinsichtlich einer Beschrankung des
Zahlmittels zugestimmt und empfiehlt den regionalen Gremien die Anpassungen gem. Ziffer 7.1,
Absatz 2 und Ziffer 7.2, Absatz 1 und 4 in den Beférderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024
(siehe Anlage).

Umtausch nach TarifmaBnahmen

Die Beférderungsbedingungen NRW sollen dahingehend angepasst werden, dass ein Umtausch von
Tickets nach einer Tarifmalinahme nicht mehr zwingend bei dem ausstellenden
Verkehrsunternehmens erfolgen muss, welches das Ticket verkauft hatte. Die Regelungen zum
Umtausch von Tickets nach einer Tarifmallnahme kdnnen auch weiterhin Uber die regionalen
Tarifbestimmungen festgelegt werden.

Da die Tariforganisationen in NRW diesbeziiglich bereits Regelungen in ihren Tarifbestimmungen zum
Umtausch getroffen haben, wonach Fahrausweise des eigenen Tarifs lediglich beim vertreibenden
Verkehrsunternehmen umgetauscht werden dirfen, hat die Anpassung der Beférderungsbedingungen
NRW keine weiteren Auswirkungen in der Praxis.

Der LAK Nahverkehr NRW hatte der Anpassung der Ziffer 8, Absatz 2 in den BB NRW in seiner
Sitzung am 12.03.2024 zugestimmt und empfiehlt den regionalen Gremien die Anpassungen in den
Beférderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024.

Mitnahme von E-Tretrollern

Vor dem Hintergrund von international dokumentierten Fallen, in denen es zu Branden von Akkus an
E-Scootern mit starker Rauchentwicklung gekommen war, hatte der VDV ein Gutachten zur
Gefahrenbewertung hinsichtlich der Mitnahme von E-Tretrollern im OPNV in Auftrag gegeben. Auf
Basis des Gutachtens hatte der VDV eine Empfehlung an die Branche herausgegeben, wonach aus
Brandschutzgriinden von einer Beférderung von E-Tretrollern abgesehen werden sollte.

Die Verbundgesellschaft hatte die Partnerunternehmen im AVV im Vorfeld des LAK Nahverkehr NRW
am 12.03.2024 um ein Meinungsbild zum klnftigen Umgang gebeten. Basierend auf den
Ruckmeldungen wurde die Information, dass ein genereller Ausschluss von der Mitnahme von E-
Tretrollern in 6ffentlichen Verkehrsmitteln Uber die Beférderungsbedingungen NRW bei den
Partnerunternehmen im AVV nicht erwiinscht ist, seitens der Verbundgesellschaft in den LAK
Nahverkehr NRW eingebracht.
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Aufgrund des insgesamt heterogenen Meinungsbildes in NRW zum kiinftigen Umgang mit E-
Tretrollern im OPNV sprachen sich die Teilnehmer des LAK Nahverkehr NRW dafiir aus, dass kein
genereller Ausschluss der Mithahme von E-Tretrollern Gber die Befdrderungsbedingungen NRW
erfolgen solle. Vielmehr kdnnen Verkehrsunternehmen, individuell Gber die Hausordnung einen
Ausschluss zur Mitnahme von E-Tretrollern je nach Rahmenbedingungen bewirken. Um dies auch in
den Beforderungsbedingungen NRW zu untermauern, hatte der LAK Nahverkehr NRW in seiner
Sitzung am 12.03.2024 an Ziffer 4, Absatz 5 einer entsprechenden Anpassung der
Beforderungsbedingungen Nahverkehr NRW zugestimmt und empfiehlt den regionalen Gremien die
Anpassungen in den Beférderungsbedingungen NRW hinsichtlich der Mitnahme von E-Tretrollern zum
01.07.2024 (siehe Anlage).

Anlage/n:

Anlage_ Anpassungen Beférderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024
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Anlage zu TOP Anpassungen in den Beforderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024

»

B eforderu ngsbgc\li,lguh

fur die Verbund- und
Gemeinschaftstarife in NRW
sowie den NRW-Tarif

Glultig ab dem
01.0 .2024

www.mobil.nrw
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Beforderungsbedingungen Nahverkehr NRW

()

3)

Speichermedium befindlichen Angaben sind maRgeblich fiir die Beférderung. Ein Anspruch
auf einen Sitzplatz besteht grundsatzlich nicht.

Rechtsbeziehungen, die sich aus einer Beférderung ergeben, kommen nur mit den Verkehrs-
unternehmen zustande, deren Verkehrsmittel der Fahrgast benutzt. Beschwerden richten
Fahrgaste daher an die Verwaltung des jeweiligen Verkehrsunternehmens.

Bei Beanstandungen des Fahrausweises oder des Wechselgeldes sollte sich der Fahrgast di-
rekt an das Betriebspersonal (im Folgenden Personal genannt) im Fahrzeug oder vor Ort wen-
den, um die Sachlage zu kldren.

(3.2) Pflichten der Fahrgaste

(1)

()

3)

(4)

Jeder Fahrgast muss sich bei der Benutzung der Betriebsanlagen und der Fahrzeuge so ver-
halten, wie es die Sicherheit und Ordnung des Betriebes, seine eigene Sicherheit und die
Ricksicht auf andere Personen erfordern.

Dabei missen die Fahrgdste den Anweisungen des Personals Folge leisten. So kann das Per-
sonal Fahrgaste beispielsweise auf bestimmte Wagen bzw. Pldtze verweisen, wenn dies aus
betrieblichen Griinden oder zur Erfullung der Beférderungspflicht notwendig ist.

Schwerbehinderte, in der Gehfahigkeit beeintrachtigte, dltere oder gebrechliche Personen,
werdende Mitter und Fahrgaste mit kleinen Kindern benétigen Sitzplatze: Bei Bedarf missen
andere Fahrgaste aufstehen. Mitgefiihrte Kinderwagen, Fahrrader und andere Sachen sind zu
beaufsichtigen bzw. so zu sichern, dass andere Fahrgaste nicht gefahrdet oder belastigt wer-
den. Zudem ist jeder Fahrgast verpflichtet, sich im Fahrzeug stets einen festen Halt zu ver-
schaffen.

Die vorliegenden Beférderungsbedingungen kdnnen durch einzelne oder mehrere Verkehrs-
unternehmen um ein Alkoholkonsumverbot erganzt werden. Weiterfiihrende Bestimmungen
auf Grundlage des jeweiligen Hausrechts (z. B. Ess- und Trinkverbote) bleiben von diesen Be-
forderungsbedingungen unberihrt.

(4) Ausschluss von der Beforderung

(1)

()

(4)

5)

Die Verkehrsunternehmen kénnen Personen, die eine Gefahr fir die Sicherheit oder Ordnung
des Betriebes oder auch fur andere Fahrgaste darstellen, von der Beférderung ausschlieBen.

Kinder unter 6 Jahren missen, wenn sie nicht bereits eine Schule besuchen, von einem Er-
wachsenen oder einem anderen Kind begleitet werden, das mindestens 6 Jahre alt ist.

(3) Uber den Ausschluss von Personen entscheidet das Personal. Personal im Sinne dieser
Befdérderungsbedingungen sind alle von dem Verkehrsunternehmen zur Erfillung seiner Auf-
gaben beauftragten Personen. Dieses Uibt auch das Hausrecht fur das Verkehrsunternehmen
aus.

Der rechtmaRige Ausschluss von der Fahrt bzw. der rechtmdRige Verweis einer Person aus
dem Fahrzeug bzw. von der Betriebsanlage begriindet keinen Anspruch auf Schadensersatz

oder auf Erstattung des Fahrpreises.

Abweichend von Ziffer 9.4 Absatz 1 und Absatz 5 kann eine Mitnahme von elektronischen

Giiltig ab dem 01.074.2024

Tretrollern, auch zusammengeklappten, auf Grundlage des jeweiligen Hausrechts der Ver-
kehrsunternehmen ausgeschlossen werden.J
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Beférderungsbedingungen Nahverkehr NRW ’ mobil.nrw

(5) Anspriiche des Verkehrsunternehmens

(5.1) Verunreinigungen und Beschadigungen von Fahrzeugen
und Betriebsanlagen

Wenn der Fahrgast ein Fahrzeug bzw. die Betriebsanlagen verschmutzt/verunreinigt oder beschidigt,
kann das Verkehrsunternehmen ein Reinigungs- bzw. Instandhaltungsentgelt in Hohe von 20,00 Euro
verlangen. Ist der Schaden héher, kann das Verkehrsunternehmen weitergehende Anspriiche geltend
machen. Dem Fahrgast bleibt dabei der Nachweis moglich, dass kein oder ein geringerer Schaden ent-
standen ist.

(5.2) Missbrauch von Nothilfemitteln

Der Fahrgast darf die Notbremse oder andere Sicherungseinrichtungen nur dann betatigen, wenn Ge-
fahr fiur seine Sicherheit, die Sicherheit anderer oder des Fahrzeuges bzw. der Betriebsanlagen be-
steht. Bei Missbrauch muss er einen Betrag in Héhe von 30,00 Euro, im Bereich des Schienenperso-
nennahverkehrs von 200,00 Euro zahlen; weitergehende Anspriiche bleiben davon unberihrt. Glei-
ches gilt fur die missbrauchliche Auslésung eines Rauchmelders im Zug (insbesondere durch unerlaub-
tes Rauchen auf der Toilette), wenn es hierdurch zu einer Notbremsung oder einem auRerplanmaRi-
gen Halt des Zuges kommt. Dem Fahrgast bleibt dabei der Nachweis moglich, dass kein oder ein ge-
ringerer Schaden entstanden ist.

(5.3) Rauchen in Fahrzeugen und auf Bahnsteiganlagen

(1) DasRauchen ist nurin besonders gekennzeichneten Raucherbereichen von Bahnsteiganlagen
erlaubt. In den Fahrzeugen des OPNV ist das Rauchen generell verboten. Das Rauchverbot
umfasst auch die Nutzung elektronischer Dampfprodukte (z. B. E-Zigarette, E-Shisha). Raucht
ein Fahrgast dort, wo es ausdriicklich nicht erlaubt ist, wird ihn das Personal zunachst darauf
aufmerksam machen.

(2) Falls der Fahrgast trotz eines solchen Hinweises weiterhin raucht, kann das Personal einen
Betrag in Hohe von 15,00 Euro verlangen.

(6) Pflichten des Verkehrsunternehmens

Das Verkehrsunternehmen ist im Rahmen des Personenbeférderungsgesetzes bzw. des Allgemeinen
Eisenbahngesetzes und der auf diesen Grundlagen erlassenen Rechtsvorschriften sowie des durch den
Fahrplan definierten Leistungsangebotes zur Beférderung von Fahrgasten verpflichtet — es sei denn,
die Beférderung wird durch Umstande verhindert, die das Verkehrsunternehmen nicht abwenden und
denen es nicht abhelfen kann.

(7) Fahrausweise, deren Vertrieb und Giiltigkeit

(7.1) Fahrpreise, Fahrausweise

(1) Fahrausweise werden im Namen und auf Rechnung der Verkehrsunternehmen, die sich in
den unter Ziffer 2 genannten Verkehrsverbiinden/-gemeinschaften zusammengeschlossen
haben, verkauft.

Giiltig ab dem 01.07%.2024
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Befdrderungsbedingungen Nahverkehr NRW ’ mobil.nrw

(2) [Beim Einsteigen muss der Fahrgast einen fur die gesamte Fahrt giiltigen Fahrausweis haben.
Falls nicht, muss er diesen unverzuglich und unaufgefordert I6sen. Ein Fahrausweiskauf in den
Zugen der EVUs bzw. Stadt- und StraBenbahnen sowie in Bussen ist dabei nur ausnahmsweise
dort moglich, wo mobile Fahrausweisautomaten eingesetzt werden oder ein Fahrausweisver-
kauf beim Fahrer von Stadt- und StraBenbahnen bzw. Bussen mit den dort vorgesehenen Zah-
lungsmitteln stattfindet; ansonsten ist er ausgeschlossen.

(3) Fahrausweise mit dem Hinweis ,nur giiltig mit Entwerteraufdruck” sind entweder bereits vor
Fahrtantritt oder, sofern Entwerter an den Betriebsanlagen bzw. im Fahrzeug vorhanden sind,
unverziglich nach Betreten der Betriebsanlagen bzw. des Fahrzeuges zu entwerten. Der Fahr-
gast hat sich von der Entwertung zu Uberzeugen. Bereits beim Kauf entwertete Fahrausweise
sind hiervon ausgenommen.

Sollte eine Entwertung technisch nicht méglich sein, so hat sich der Fahrgast unverziglich und un-
aufgefordert an das Personal zu wenden, damit dieses seinen Fahrausweis entwerten kann.

(4) Der Fahrausweis muss so lange aufbewahrt werden, bis die Fahrt endet. Das Personal kann
den Fahrgast jederzeit dazu auffordern, den Fahrausweis zur Kontrolle auszuhdndigen — der
Fahrgast ist verpflichtet, dieser Aufforderung zu folgen.

Daruiber hinaus sind im Falle von Fahrgastbefragungen oder Verkehrserhebungen die Fahraus-
weise dem Zahlpersonal, welches sich durch Zahlerausweise zu legitimieren hat, vorzuzeigen
oder auf Verlangen auszuhéndigen.

(5) Der Fahrgast kann von der Beférderung ausgeschlossen werden, wenn er der Aufforderung
des Personals nicht nachkommt, den Fahrausweis zur Kontrolle auszuhandigen oder vorzu-
zeigen, ein erhohtes Beférderungsentgelt zu zahlen oder die hierfur notwendigen Angaben
zu machen. Das gleiche gilt, wenn ihm angeboten wird, einen Fahrausweis nachzulésen und
er dieses ablehnt. Dabei muss das Personal die Umstande des jeweiligen Einzelfalls priifen
und daflr Sorge tragen, dass insbesondere junge oder dltere Fahrgaste sowie hilflose Perso-
nen danach keinen Gefahren fir Leib oder Leben ausgesetzt sind.

(6) Der Fahrgast muss dem vor Ort erreichbaren Personal Beanstandungen des Fahrausweises
unverziglich mitteilen. Das Verkehrsunternehmen ist ansonsten nicht verpflichtet, spatere
Beanstandungen zu beriicksichtigen.

(7.2) Zahlungsmittel

(1) Das Personal ist nicht verpflichtet, Bargeld anzunehmen oder Geldscheine tiber 10,00 Euro zu
wechseln oder erheblich beschadigte Geldscheine und Miinzen anzunehmen.

(2) Wenn das Personal Geldscheine tiber 10,00 Euro nicht wechseln kann, wird es dem Fahrgast
eine Quittung liber den ausstehenden Betrag ausstellen. Der Fahrgast kann das Wechselgeld
dann — unter Vorlage der Quittung — bei der Verwaltung des jeweiligen Verkehrsunterneh-
mens abholen. Ist der Fahrgast mit dieser Regelung nicht einverstanden, kann er die Fahrt
nicht antreten bzw. muss sie abbrechen.

(3) Beanstandungen des Wechselgeldes oder der vom Personal ausgestellten Quittung miissen
sofort vorgebracht werden.

(4) Abweichend-daven-Soweit vorgesehen konnen Fahrausweise an Fahrausweisautomaten nur

mit den dort vorgesehenen Zahlungsmitteln gekauft werden. In Fahrzeugen mit mobilen
Fahrausweisautomaten ist das Personal dariiber hinaus nicht verpflichtet, Geld zu wechseln.]

Giiltig ab dem 01.074.2024
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Befdrderungsbedingungen Nahverkehr NRW

()

3)

(4)

(5)

a) keinen glltigen Fahrausweis hat — und zwar auch dann, wenn er den entsprechenden
Fahrausweis zwar besitzt oder gekauft hat, ihn bei einer Kontrolle jedoch nicht zur
Prifung aushandigen oder vorzeigen kann,

b) den Fahrausweis nicht oder nicht unverziiglich entwertet hat oder entwerten lief3,

c) den Fahrausweis bei Kontrollen nicht vorzeigt, bei elektronischen Tickets trotz Auffor-
derung des Personals nicht vor das Einstiegskontrollsystem halt oder dem Personal auf
Verlangen aushandigt.

In den Fallen des Absatzes 1 kann das Verkehrsunternehmen ein erhdhtes Beférderungsent-
gelt bis zu 60,00 Euro erheben. Es kann jedoch das Doppelte des Beférderungsentgelts fir die
einfache Fahrt auf der vom Fahrgast zurlickgelegten Strecke erheben, sofern sich hiernach
ein hoherer Betrag als nach Satz 1 ergibt. Das Verkehrsunternehmen kann weitergehende
Anspriiche geltend machen, wenn der Fahrgast einen ungiiltigen Zeitfahrausweis benutzt hat.
Eine Verfolgung im Straf- oder BuBgeldverfahren bleibt von der Zahlung eines erhéhten Be-
forderungsentgeltes unberihrt.

Der Fahrgast muss kein erhchtes Beforderungsentgelt zahlen, wenn er sich aus Griinden, die
aulerhalb seiner Verantwortung liegen, keinen Fahrausweis beschaffen bzw. diesen nicht
entwerten konnte. In Zweifelsfallen liegt die Nachweispflicht beim Fahrgast.

Kann der Fahrgast nachweisen, dass er zum Zeitpunkt der Kontrolle einen giiltigen personli-
chen, nicht tbertragbaren Fahrausweis besessen hat, wird statt des erhéhten Beférderungs-
entgeltes nach Absatz 2 nur ein Betrag in Hohe von 7,00 Euro fillig.Den Nachweis tUber den
gultigen Fahrausweis muss der Fahrgast innerhalb von 14 Tagen ab dem Tag der Kontrolle bei
der Verwaltung des Verkehrsunternehmens erbringen. Dem Verkehrsunternehmen ist es frei-
gestellt, auch weniger als 7,00 Euro zu verlangen. Dies gilt auch fir Fahrgaste, die im Zuge
einer Mitnahmeregelung gemeinsam mit dem Ticketinhaber beférdert werden. Der Ticketin-
haber kann in diesem Fall das ermaRigte EBE mitbezahlen.

Hat der Fahrgast ein erhohtes Beférderungsentgelt gezahlt bzw. eine entsprechende Zah-
lungsaufforderung erhalten, kann er noch bis zum Ausstiegshaltepunkt weiterfahren. Der
Ausstiegshaltepunkt ist dabei der Haltepunkt, an dem der Kunde das Verkehrsmittel, in dem
er das erhohte Beforderungsentgelt gezahlt bzw. die Zahlungsaufforderung erhalten hat, ver-
lasst.

(8) Erstattung, Umtausch

(1)

()

Giiltig ab dem 01.074.2024

Generelle Bestimmungen zu Erstattung und Umtausch von Fahrausweisen sind in den jewei-
ligen Tarifbestimmungen hinterlegt.

Ergdnzend zu Absatz 1 werden im Vorverkauf erworbene, unentwertete Fahrausweise nach
altem Tarifstand ab Inkrafttreten der jeweiligen TarifmaBnahme noch drei Monate aner-
kannt. [Ein Umtausch dieser Fahrausweise ist bis zu drei Jahre nach Inkrafttreten der jeweili-
gen TarifmaBnahme beim-verkaufendenVerkehrsunternehmen-moglich. Beim Umtausch die-
ser Fahrausweise wird kein Bearbeitungsentgelt erhoben.
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Kommentiert [BN3]: LAK Nahverkehr NRW - 12.03.2024
TOP B.3.2 Umtausch nach Tarifmanahmen
LAK-Beschluss 5/2024




	Vorlage
	Anlage  1 TOP 3 Anlage_Anpassungen Beförderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024

